
 

 

Strategie „Zoll 2030“ 

Wohin steuert der Zoll? 

ver.di steht fest an der Seite der Beschäftigten 
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Bundesfinanzverwaltung 

Der mittlerweile entlassene Bundesfinanzminister 
Christian Lindner (FDP) hat kürzlich seine Strate-
gie „Zoll 2030“ vorgestellt. Dabei handelt es sich 
um eine Absichtserklärung des Bundesfinanzmi-
nisters zu umfassenden Umstrukturierungen im 
Zoll. Die Pläne sind nicht im Koalitionsvertrag der 
Ampelkoalition vorgesehen und lassen aus Sicht 
von ver.di viele Fragen unbeantwortet. Das Vor-
haben sollte einer kritischen Prüfung durch den 
designierten neuen Bundesfinanzminister Jörg 
Kukies unterzogen werden. 
 
Im Wesentlichen plant das BMF folgende Veränderun-
gen: 
 
 Die Generalzolldirektion als Bundesoberbehörde soll 

durch Verschlankung und Zusammenlegung von Di-
rektionen konsequent auf die Fachstränge „Wirt-
schaft und Einnahmen“ sowie „Sicherheit und Voll-
zug“ ausgerichtet werden. 

 Freie Arbeitsplätze und Dienstposten sollen dabei 
den Ortsbehörden zukommen. 

 Man will die Ermittlungs- und Vollzugskompetenzen 
in der Generalzolldirektion bündeln. Die Ermitt-
lungseinheiten des Zollfahndungsdienstes, der Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit und die der Kontrol-
leinheiten sollen zusammengeführt werden. 

 Mit der Einführung eines eigenen Studiengangs für 
den Vollzugsbereich verspricht man sich eine Wei-
terentwicklung der Ausbildung. 

 Es soll im Abfertigungsgeschehen die weitere Auto-
matisierung der Prozesse sowie eine Konzentration 
der örtlichen Zollämter erfolgen. 

 
ver.di weist bereits jetzt auf folgende Probleme 
hin: 
 
Eine Verzahnung der steuerlichen Kontrolleinheiten 
(Kontrolleinheiten Grenze, Flughäfen, Verkehrswege) 
mit dem Zollfahndungsdienst kann negative Auswir-
kungen auf die bisher geltenden und bewährten Sozi-

alstandards des Zolls haben. Gleiches gilt in diesem Zu-
sammenhang für die fachfremde Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit. 
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Es ist der Erhalt aller Hauptzollämter anzustreben. 
 
Die Gewerkschaften und Personalvertretungen müssen 
mit einbezogen werden. 
  
Die durch das Rechtsspektrum Arbeit und Soziales ge-
prägten Aufgaben der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
haben weder von der Rechtssystematik noch von der IT 
und vielen weiteren fachlichen Bezügen etwas mit dem 
Zollfahndungsdienst zu tun. Dies sollte nochmals voll-
ständig überdacht werden.  

 
ver.di weist in diesem Zusammenhang auf einen riesi-
gen Aufholbedarf bei der Kontrolle des Mindestlohnes 
hin. Die Mindestlohnkontrolle erfolgt bei Weitem nicht 
in dem Umfang, wie es erforderlich wäre. Das hierfür 
vorgesehene Personal darf nicht zu Fahndungszwecken 
zweckentfremdet werden. 
 
Mit dem etwaigen Wegfall der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit, sehr oft das größte Sachgebiet in einem 
Hauptzollamt, droht die Auflösung/Zusammenlegung 
gerade kleinerer Dienststellen.  
 



 

 

Verschmelzungs- und Aufbauprozesse dauern in der 
Zollverwaltung mitunter Jahrzehnte. Die Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit, seit 2004 vorhanden, ist immer 
noch in einem Entwicklungsstatus. Es muss auch erwo-
gen werden, dass Aufbauprozesse von vorne beginnen 
und für Jahre das Prüfungs- und Ermittlungsgeschehen 
lähmen.  
 
Ein gegenseitiges "Aushelfen" zwischen Vollzug und 
steuerlichen Bereichen in besonderen Lagen innerhalb 
der Ortsebene wird dann zukünftig kaum möglich sein. 
Hilfeersuchen werden an eine mitunter "andere" Lei-
tung gestellt werden müssen. Heute regelt man das in 
einem Amt in einer Zuständigkeit. 
 
Wenn nicht kontrolliert wird, regt sich in der Wirtschaft 
niemand auf. Wenn nicht abgefertigt wird, stehen Fir-
men und Verbände vor der Tür. Folge: Es wird unter 
äußerem Druck im Zweifel mehr Personal für Abferti-
gung und nicht genügend für Kontrolle vorgehalten. 
Bereits jetzt gibt es flächendeckend vergleichbare Ten-
denzen.  

 
Bürokratieabbau heißt für ver.di nicht, dass keine oder 
eine unzureichende Kontrolle erfolgt. 
 
Dass freie Dienstposten/Arbeitsplätze zur Stärkung der 
Ortsebene verwendet werden, ist richtig und wichtig 
und entspricht einer langjährigen Forderung von ver.di. 
Allerdings muss das eindeutig festgeschrieben werden. 
Bisher war es so, dass die Generalzolldirektion sich 
selbst das Doppelte an Personal nahm, was sie der Orts-
ebene am Aufwuchs zugestanden hat. Mit selbst aus-
gebildeten Laufbahnbeamt*innen allein kommt man 
ferner nicht weiter. Man muss extern einstellen. Bis 
2030 werden etwa 15.000-20.000 Arbeitskräfte benö-
tigt.  
 
Durch die Automatisierung des Abfertigungsgesche-
hens droht eine Dienststellenauflösung zahlreicher Zoll-
ämter.  
 
Eine Anpassung des Studienganges an einen etwaigen 
verstärkten Vollzugsschwerpunkt ist zu begrüßen. Je-
doch muss die Problematik des Wechsels zwischen ei-
nem etwaigen „fiskalischen Bereich“ und einem etwa-
igen „Vollzugsbereich“ angegangen werden. 
 
Eine Umsetzung bis 2026 ist aus Sicht von ver.di nicht 
realisierbar. 
 

Für ver.di stellen sich u.a. die nachfolgenden Fra-
gen: 
 
 Werden die Pläne weiterverfolgt? Gibt es die poli-

tischen Mehrheiten für die erforderlichen Rechts-
anpassungsprozesse? 

 
 Wie kann sichergestellt werden, dass die sozialen 

Standards der Zollverwaltung Bestand haben? 
 
 Macht es Sinn, die Kontrolleinheiten und die Fi-

nanzkontrolle Schwarzarbeit aus den Hauptzoll-
ämtern organisatorisch herauszulösen und dem 
Zollfahndungsdienst zuzuweisen? 

 
 In welchen Händen (z.B. Beurteilungswesen, Dis-

ziplinarrecht, Personalaktenrecht) liegen die Zu-
ständigkeiten für das Personal? 

 Wie wechselt das Personal zwischen den Berei-
chen? 

 
 Was geschieht mit den personell etwaig erheblich 

verkleinerten Hauptzollämtern? 
 

 In welcher Form werde die Sachgebiete F der 
Hauptzollämter (Straf- und Bußgeldsachenstellen) 
eingebunden?  

 
 Die geplanten Einsatztrainingszentren sind an den 

Strukturen der Hauptzollämter ausgerichtet. Sind 
hier Anpassungen/Veränderungen bei der Stand-
ortfrage geplant? Gelten die Planungen weiterhin? 

 
 Wird bei der Neustrukturierung eine Neigungsab-

frage, ein Setzverfahren oder/und ein Ausschrei-
bungsverfahren durchgeführt? 

 
 Wie werden die Gewerkschaften in den Prozess 

eingebunden? 
 
 
Aufgabe einer Gewerkschaft ist es, solche Pläne 
genau unter die Lupe zu nehmen. Bevor diese Fra-
gen nicht beantwortet sind, sollte man nicht allzu 
schnell Ideen loben, welche die hohen Sozialstan-
dards in der Zollverwaltung zumindest gefährden 
dürften. 
 
ver.di wird, wie es die Aufgabe einer Gewerk-
schaft ist, für die Interessen der Beschäftigten in 
dem nun ausgelösten Prozess einstehen.  


